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1941/A XXVII. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten Mag. Harald Stefan,  

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 12.10.2021 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 12.10.2021 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 Bundesgesetz mit dem das Bundesgesetz vom 
23. Jänner 1974 über die mit gerichtlicher Strafe 
bedrohten Handlungen (Strafgesetzbuch – 
StGB), BGBl. Nr. 60/1974, und das Bundesgesetz 
über Suchtgifte, psychotrope Stoffe und 
Drogenausgangsstoffe (Suchtmittelgesetz – 
SMG), BGBl. I Nr. 112/1997, geändert werden 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

 Artikel 1  

 Änderungen des Strafgesetzbuches  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Das Bundesgesetz vom 23. Jänner 1974 über die mit 
gerichtlicher Strafe bedrohten Handlungen 
(Strafgesetzbuch – StGB), BGBl. Nr. 60/1974, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 159/2021, 
wird wie folgt geändert: 

 

 1. § 70 lautet:  

§ 70. (1) Gewerbsmäßig begeht eine Tat, wer sie in 
der Absicht ausführt, sich durch ihre wiederkehrende 
Begehung längere Zeit hindurch ein nicht bloß 
geringfügiges fortlaufendes Einkommen zu verschaffen, 
und 

 1. unter Einsatz besonderer Fähigkeiten oder Mittel 
handelt, die eine wiederkehrende Begehung 
nahelegen, oder 

 2. zwei weitere solche Taten schon im Einzelnen 

„§ 70. Gewerbsmäßig begeht eine strafbare 
Handlung, wer sie in der Absicht vornimmt, sich durch 
ihre wiederkehrende Begehung eine fortlaufende 
Einnahme zu verschaffen.“ 

 § 70. (1) Gewerbsmäßig begeht eine 
Tatstrafbare Handlung, wer sie in der Absicht 
ausführtvornimmt, sich durch ihre wiederkehrende 
Begehung längere Zeit hindurch ein nicht bloß 
geringfügiges fortlaufendes Einkommeneine 
fortlaufende Einnahme zu verschaffen., und 

 1. unter Einsatz besonderer Fähigkeiten oder Mittel 
handelt, die eine wiederkehrende Begehung 
nahelegen, oder 
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https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10002296
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 12.10.2021 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 12.10.2021 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
geplant hat oder 

 3. bereits zwei solche Taten begangen hat oder 
einmal wegen einer solchen Tat verurteilt 
worden ist. 

(2) Ein nicht bloß geringfügiges fortlaufendes 
Einkommen ist ein solches, das nach einer jährlichen 
Durchschnittsbetrachtung monatlich den Betrag von 
400 Euro übersteigt. 

(3) Eine frühere Tat oder Verurteilung bleibt außer 
Betracht, wenn seit ihrer Begehung oder Rechtskraft bis 
zur folgenden Tat mehr als ein Jahr vergangen ist. In 
diese Frist werden Zeiten, in denen der Täter auf 
behördliche Anordnung angehalten worden ist, nicht 
eingerechnet. 

 

 2. zwei weitere solche Taten schon im Einzelnen 
geplant hat oder 

 3. bereits zwei solche Taten begangen hat oder 
einmal wegen einer solchen Tat verurteilt 
worden ist. 

(2) Ein nicht bloß geringfügiges fortlaufendes 
Einkommen ist ein solches, das nach einer jährlichen 
Durchschnittsbetrachtung monatlich den Betrag von 
400 Euro übersteigt. 

(3) Eine frühere Tat oder Verurteilung bleibt außer 
Betracht, wenn seit ihrer Begehung oder Rechtskraft bis 
zur folgenden Tat mehr als ein Jahr vergangen ist. In 
diese Frist werden Zeiten, in denen der Täter auf 
behördliche Anordnung angehalten worden ist, nicht 
eingerechnet. 

 

 Artikel 2  

 Änderungen des Suchtmittelgesetzes  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Das Bundesgesetz über Suchtgifte, psychotrope 
Stoffe und Drogenausgangsstoffe (Suchtmittelgesetz – 
SMG), BGBl. I Nr. 112/1997, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 105/2021, wird wie folgt 
geändert: 

 

 1. § 13 Abs. 2a entfällt.  

(2a) Wird einer Behörde oder öffentlichen 
Dienststelle der Anfangsverdacht (§ 1 Abs. 3 der 
Strafprozessordnung 1975 – StPO, BGBl. Nr. 631/1975) 
bekannt, dass eine Person eine Straftat nach §§ 27 Abs. 1 
und 2 ausschließlich für den eigenen persönlichen 
Gebrauch oder den persönlichen Gebrauch eines anderen 
begangen habe, ohne dass diese Person daraus einen 
Vorteil gezogen habe, so hat die Behörde oder 

 (2a) Wird einer Behörde oder öffentlichen 
Dienststelle der Anfangsverdacht (§ 1 Abs. 3 der 
Strafprozessordnung 1975 – StPO, BGBl. Nr. 631/1975) 
bekannt, dass eine Person eine Straftat nach §§ 27 Abs. 1 
und 2 ausschließlich für den eigenen persönlichen 
Gebrauch oder den persönlichen Gebrauch eines anderen 
begangen habe, ohne dass diese Person daraus einen 
Vorteil gezogen habe, so hat die Behörde oder 
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https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10011040
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 12.10.2021 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 12.10.2021 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
öffentliche Dienststelle an Stelle einer Strafanzeige (§ 78 
StPO) diesen Umstand der Bezirksverwaltungsbehörde 
als Gesundheitsbehörde mitzuteilen. 

 

öffentliche Dienststelle an Stelle einer Strafanzeige (§ 78 
StPO) diesen Umstand der Bezirksverwaltungsbehörde 
als Gesundheitsbehörde mitzuteilen. 

 

 2. § 13 Abs. 2b entfällt.  

(2b) Ergeben Ermittlungen der Kriminalpolizei 
ausschließlich den in Abs. 2a umschriebenen Verdacht, 
so hat sie diesen auf dem in § 24a Abs. 1 vorgegebenen 
Weg der Bezirksverwaltungsbehörde als 
Gesundheitsbehörde mitzuteilen sowie der 
Staatsanwaltschaft darüber zu berichten 
(Abtretungsbericht). 

 

 (2b) Ergeben Ermittlungen der Kriminalpolizei 
ausschließlich den in Abs. 2a umschriebenen Verdacht, 
so hat sie diesen auf dem in § 24a Abs. 1 vorgegebenen 
Weg der Bezirksverwaltungsbehörde als 
Gesundheitsbehörde mitzuteilen sowie der 
Staatsanwaltschaft darüber zu berichten 
(Abtretungsbericht). 

 

 3. In § 13 Abs. 3 entfällt die Wendung „ , soweit es sich 
nicht bloß um einen in § 35 Abs. 4 genannten Fall 
handelt“. 

 

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde als 
Gesundheitsbehörde hat in den vorstehend bezeichneten 
Fällen nach § 12 vorzugehen, soweit es sich nicht bloß 
um einen in § 35 Abs. 4 genannten Fall handelt. 

 

 (3) Die Bezirksverwaltungsbehörde als 
Gesundheitsbehörde hat in den vorstehend bezeichneten 
Fällen nach § 12 vorzugehen., soweit es sich nicht bloß 
um einen in § 35 Abs. 4 genannten Fall handelt. 

 

 4. In § 14 Abs. 1 entfällt der Satz „Ist der 
Staatsanwaltschaft der Verdacht bereits bekannt 
(Abtretungsbericht, § 13 Abs. 2b), so sind ihr derartige 
Weigerungen lediglich mitzuteilen.“ 

 

§ 14. (1) Steht eine Person, die Suchtgift 
missbraucht, im Verdacht, eine Straftat nach § 27 Abs. 1 
oder 2 begangen zu haben, so hat die 
Bezirksverwaltungsbehörde nur dann Strafanzeige zu 
erstatten, wenn sich die Person den notwendigen, 
zweckmäßigen, ihr nach den Umständen möglichen und 
zumutbaren und nicht offenbar aussichtslosen 

 § 14. (1) Steht eine Person, die Suchtgift 
missbraucht, im Verdacht, eine Straftat nach § 27 Abs. 1 
oder 2 begangen zu haben, so hat die 
Bezirksverwaltungsbehörde nur dann Strafanzeige zu 
erstatten, wenn sich die Person den notwendigen, 
zweckmäßigen, ihr nach den Umständen möglichen und 
zumutbaren und nicht offenbar aussichtslosen 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 12.10.2021 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 12.10.2021 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
gesundheitsbezogenen Maßnahmen gemäß § 11 Abs. 2 
nicht unterzieht. Eine Strafanzeige ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde auch dann zu erstatten, wenn 
sich die betreffende Person der notwendigen 
Untersuchung gemäß § 12 Abs. 1 nicht unterzieht. Ist der 
Staatsanwaltschaft der Verdacht bereits bekannt 
(Abtretungsbericht, § 13 Abs. 2b), so sind ihr derartige 
Weigerungen lediglich mitzuteilen. Besteht Grund zur 
Annahme, dass die Voraussetzungen des § 35 vorliegen, 
so hat die Bezirksverwaltungsbehörde statt einer 
Strafanzeige oder Mitteilung sogleich eine 
Stellungnahme nach § 35 Abs. 3 Z 2 zu erstatten. 

 

gesundheitsbezogenen Maßnahmen gemäß § 11 Abs. 2 
nicht unterzieht. Eine Strafanzeige ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde auch dann zu erstatten, wenn 
sich die betreffende Person der notwendigen 
Untersuchung gemäß § 12 Abs. 1 nicht unterzieht. Ist der 
Staatsanwaltschaft der Verdacht bereits bekannt 
(Abtretungsbericht, § 13 Abs. 2b), so sind ihr derartige 
Weigerungen lediglich mitzuteilen. Besteht Grund zur 
Annahme, dass die Voraussetzungen des § 35 vorliegen, 
so hat die Bezirksverwaltungsbehörde statt einer 
Strafanzeige oder Mitteilung sogleich eine 
Stellungnahme nach § 35 Abs. 3 Z 2 zu erstatten. 

 

 5. In § 24a Abs. 1 entfällt der Verweis „§ 13 Abs. 2b“.  

§ 24a. (1) Mitteilungen und Berichte der 
Kriminalpolizei an die Bezirksverwaltungsbehörden als 
Gesundheitsbehörden (§ 13 Abs. 2b, § 14 Abs. 2) sind 
elektronisch im Wege des Bundesministeriums für 
Inneres zu erstatten, das sie unverzüglich an das 
Suchtmittelregister zu melden hat. Das 
Bundesministerium für Gesundheit hat die zuständige 
Bezirksverwaltungsbehörde als Gesundheitsbehörde 
unverzüglich nach Einlangen der Mitteilung oder des 
Berichts in Kenntnis zu setzen. 

 § 24a. (1) Mitteilungen und Berichte der 
Kriminalpolizei an die Bezirksverwaltungsbehörden als 
Gesundheitsbehörden (§ 13 Abs. 2b, § 14 Abs. 2) sind 
elektronisch im Wege des Bundesministeriums für 
Inneres zu erstatten, das sie unverzüglich an das 
Suchtmittelregister zu melden hat. Das 
Bundesministerium für Gesundheit hat die zuständige 
Bezirksverwaltungsbehörde als Gesundheitsbehörde 
unverzüglich nach Einlangen der Mitteilung oder des 
Berichts in Kenntnis zu setzen. 
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